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Tritt Widmer-Schlumpf zurück?

Bei der nächsten Bundesratswahl droht 

der Zerfall des Mitte-links-Bündnisses
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Die Dinosaurier leben

Ihre Nachfahren sind  

unter uns – der Beweis
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Tessin� 1HEHO�O¸VW�VLFK�VFKQHOO�DXI�� 
ziemlich sonnig und tagsüber mild.

16°Alpen Nebelauflösung  

und trotz Schleierwolken sonnig.
15°Mittelland� 8QWHUKDOE�����0HWHU�1HEHO�� 
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16°
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und Denis von Burg

Bern Für den 14. November pla-
nen die bürgerlichen Parteien 
 zusammen mit dem Gewerbe-
verband und Vertretern der Berg-
regionen in der Bundesstadt eine 
nationale Kundgebung für den Er-

halt der Sonderprivilegien für rei-
che Ausländer. Neben anderen 
Politikern treten die Präsidenten 
der SVP, der CVP und der Grünli-
beralen als Redner auf. Brisant: 
Für die Kampagne haben die Geg-
ner der Abschaffung der Pauschal-
steuer mithilfe der Organisation 
  «IG Arbeitsplätze im Berggebiet» 

270 000 Franken bei verschiede-
nen Gemeinden gesammelt.

Der Einsatz von Steuergeldern 
für Abstimmungskämpfe und für 
politische Demonstrationen ist 
rechtlich grenzwertig. Andreas 
Auer, emeritierter Professor für 
Staatsrecht der Universitäten  
Zürich und Genf, sagt: «Wenn  

Gemeinden wie St. Moritz, Gstaad-
Saanen und Zermatt im Abstim-
mungskampf Zehntausende von 
Franken einem privaten Komitee 
überweisen, ohne dort Einsitz zu 
nehmen und ohne mitzuentschei-
den, wie die Steuergelder verwen-
det werden, dann ist das klar ver-
fassungswidrig.» Die Berner SP-

Nationalrätin Margret Kiener Nel-
len sagt darum: «Wir prüfen recht-
liche Schritte gegen die Gemeinde 
Saanen.» 

Auch im Nein-Lager scheint 
man nicht bedingungslos hinter 
dem Vorgehen zu stehen. Grün-
liberalen-Chef Martin Bäumle ver-
teidigt zwar die Kampagne, sagt zur 

Verwendung der öffent lichen Mit-
tel aber, er  finde das «heikel». Aldo 
Kropf, Präsident der Gemeinde 
Gstaad-Saanen,verteidigt das Vor-
gehen: «Wir halten die eingesetz-
ten 50 000 Franken für legitim. Es 
geht ja um übergeordnete politische 
Ziele, nämlich um den Erhalt von 
Arbeitsplätzen.» Schweiz _ 2/3

«Verfassungswidriger» Einsatz von  
Steuergeldern für die Pauschalsteuer 
Berggemeinden zahlen 270 000 Franken an privates Abstimmungskomitee. Das ist laut Staatsrechtler nicht zulässig

Salas fisten, Jihas dissen

Glosse

Was haben Hools und Salafisten gemeinsam?  
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Fan in der Kölner Südkurve. In Wirklich hat der  

Hooliganismus natürlich mit Religion genauso wenig 

zu tun wie der Islamische Staat mit Fussball.  
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Die Gotteskrieger «werden den Fussball als  

westlich und gottlos verdammen. Damit entsteht  

ein Konflikt zwischen den Kindersoldaten und  

ihren Führern.» Und in zwei Generationen ist der  
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Schweizer Muslime  
klagen über Rassismus

Bern Vor dem Hintergrund der Gräueltaten der  
Terrormiliz Islamischer Staat (IS) nimmt der Rassis-
mus gegen Muslime in der Schweiz zu. «Die Feind-
lichkeit ist gestiegen», sagt Farhad Afshar, Präsident 
der Koordination Islamischer Organisationen 
Schweiz. Vor allem dort, wo der Islam als Institution 
sichtbar sei, spüre man die aufgeheizte Stimmung: 
Muslimische Verbände erhalten Drohbriefe, Frauen 
mit Kopftuch werden auf der Strasse beschimpft. Auch 
Hisham Maizar von der Föderation Islamischer Dach-
organisationen Schweiz ist besorgt: «Immer mehr 
Muslime berichten von Rassismus am Arbeitsplatz 
oder im Alltag.» Inzwischen zeigen Recherchen, dass 
der IS von der Türkei einen Jihadisten freipresste, der 
enge Beziehungen in die Schweiz pflegt. 
 Schweiz _ 5
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Umstrittener  
Sarasin-Mann 
bei Vontobel 

Warnung vor  
Annahme des 
Gurlitt-Erbes

Zürich Die Affäre um die Privat-
bank J. Safra Sarasin beschert nun 
auch der Konkurrentin Vontobel 
ein Reputationsrisiko. Die Bank 
beschäftigt seit kurzem einen 
 Manager, der ein mutmasslicher 
Drahtzieher der heik len Geschäf-
te war, die Sarasin in Konflikt mit 
den deutschen und Schweizer Be-
hörden gebracht haben. Seit Sep-
tember amtet Christian Gmünder 
als Head Corporate Development 
im persönlichen Mitarbeiterstab 
des Vontobel-Chefs Zeno Staub. 
In dieser Position berät er ihn in 
Strategiefragen. Vontobel wusste 
bei der Ernennung Gmünders um 
die Risiken.  Die Bank will sich auf 
Anfrage nicht zum Fall äussern. 
 Wirtschaft _ 37

Bern Die Verhandlungen des 
Kunstmuseums Bern über das 
Erbe der Gurlitt-Bilder treten in 
die finale Phase. Die Vereinba-
rung mit den deutschen Behörden 
sieht vor, dass die Taskforce, wel-
che die Raubkunst-Provenienz der 
Bilder prüft, auch nach Annahme 
des Erbes weiterhin auf Kosten des 
deutschen Staates arbeiten soll. 
Zudem erklären sich die Deut-
schen bereit, die Prozesskosten zu 
tragen, falls das Kunstmuseum mit 
Klageverfahren konfrontiert wird. 
Ronald Lauder, Präsident des Jü-
dischen Weltkongresses, warnt da-
vor, das Erbe anzunehmen. Lies-
sen sich die Berner darauf ein, 
«wird das die Büchse der Pandora 
öffnen und eine Lawine von Pro-
zessen auslösen», sagte er im 
«Spiegel».  Schweiz _ 10

Benoten Sie Ihren Doktor!
Onlinebewertungen machen Ärzte nervös 

Gesellschaft _ 49  
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Einen Grund dafür, warum genau diese 

 Abstimmung existenziell wichtig ist, finden 

 Regierende immer, wenn es darum geht, 

 oppositionelle Anliegen zu bekämpfen. Es ist 

auch legitim, dass die Magistraten vor dem 

 Untergang der Schweiz warnen, wenn man die 

Zuwanderung beschränkt, die Aktionärsrechte 

ausweitet oder kriminelle Ausländer abschiebt. 

Ob man das glaubt, ist jedem selber überlassen. 

Eine gute Portion Skepsis hilft zuverlässig weiter. 

Die Kritik der SVP, die den Bundesräten bei 

 Abstimmungskämpfen praktisch den Mund 

 verbieten will, ist deshalb nicht nötig.

Doch Behördenpropaganda mit öffentlichen 

Geldern zur Erhaltung von Steuerprivilegien 

für reiche Ausländer geht definitiv zu weit.  

Vor allem, wenn das Geld von Gemeinden aus 

 Kantonen stammt, die wie das Wallis, Bern und 

Graubünden massiv  

mit Geldern aus der 

Bundeskasse und dem 

Finanzausgleich unter-

stützt werden. Zumal es 

sich bei den Pauschal-

besteuerten nun wirk-

lich nicht um eine 

 bedürftige  Minderheit 

handelt, die den Schutz 

durch den Staat nötig 

hat. Selbstverständlich 

gibt es  Argumente für  

die  Beibehaltung  

der  Pauschalsteuer. 

 Viele  kulturelle Veranstaltungen in den Rand-

regionen leben von den Donationen der reichen 

Zuzüger. Manch arme Berggemeinde liess sich 

den  Kindergarten finanzieren, den sie sich sonst 

so nicht hätte leisten können. Aber Steuergelder  

für den Erhalt von Steuerprivilegien einzusetzen, 

kann nicht die Lösung sein. 

Vor allem gibt es beim derzeitigen Abstim-

mungskampf Vorlagen, die viel wichtiger sind als 

jene über die Pauschalbesteuerung. Zum Beispiel 

die Ecopop-Initiative, die bei einer Annahme 

 unsere Beziehung zur Europäischen Union auf 

den Kopf stellen würde. Oder die Goldinitiative, 

die der Nationalbank jeden Gestaltungsspielraum 

bei der Währungspolitik nähme. Man stelle sich 

vor, was passieren würde, wenn die Stadt Basel 

der Economiesuisse Geld für ihre Propaganda 

gegen diese Initiativen zustecken würde. Nötig 

hätte sie es, denn die Nein-Kampagne ist bisher 

lau und fast unsichtbar. Genauso unsichtbar wie 

die meisten Unternehmer, die im Hintergrund 

ständig versichern, wie verheerend eine An-

nahme von Ecopop wäre. Trotzdem ist mir keine 

Gemeinde bekannt, die dagegen zahlen würde. 

Mit gutem Grund, denn wenn das auskäme, 

 würden die Chancen für die Initiative aufgrund 

der Empörung der Stimmbürger markant steigen. 

Genau das könnte jetzt bei der Initiative zur 

 Abschaffung der Pauschalsteuer tatsächlich 

 geschehen. 

«Steuergeld 
für Steuer-
privilegien, 
das kann 
nicht  
die Lösung 
sein»

Hände weg  
von der Staatskasse  
bei Abstimmungen

Editorial

arthur.rutishauser@sonntagszeitung.ch 

www.facebook.com/sonntagszeitung

Arthur Rutishauser,  

Chefredaktor
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Reza Rafi und Denis von Burg

Bern Die Pauschalsteuer-Initia tive, 
welche die Sonderprivilegien für 
reiche Ausländer landesweit ver-
bieten will, provoziert die Gegner 
zu massivem Widerstand: Vertre-
ter der Berggebiete und die bürger-
lichen Parteien rufen am 14. No-
vember in Bern zu einer nationa-
len Kundgebung für den Erhalt der 
Vorzugsbehandlungen. Als Red-
ner auf dem Bundesplatz figurie-
ren unter anderen CVP-Präsident 
Christophe Darbellay, SVP-Prä-
sident Toni Brunner, Martin 
Bäumle, Präsident der Grünlibe-
ralen, und Gewerbeverbandsdirek-
tor Hans-Ulrich Bigler. «Direkt-
betroffene bitten um Solidarität 
mit den ländlichen Regionen und 
Berggebieten», lautet das Motto. 

Treibende Kraft hinter der 
Nein-Kampagne ist der Gewerbe-
verband, die Koordination des An-
lasses läuft über die Organisation 
IG Arbeitsplätze im Berggebiet. 
«Damit diese Kundgebung Signal-
wirkung haben wird, braucht es 
eine grosse Schar von Teilneh-
mern», heisst es im Begleitbrief zur 
Einladung der IG, die der Sonn-
tagsZeitung vorliegt. Bei der IG 
handelt es sich laut Eigendeklara-
tion um die «Stimme der betroffe-
nen Unternehmer und ihrer Ar-
beiter», die sich für Arbeitsplätze 
im Berggebiet einsetzen. Ge-
schäftsführerin ist die Berner SVP-
Lokalpolitikerin Anne Speiser. 

Selbst Bäumle findet  

das Vorgehen «heikel»

Doch die Sache hat einen schalen 
Beigeschmack. Die Kantonalsek-
tionen der IG haben zusammen 
mit kantonalen Gewerbever-
bänden bei den betroffenen Ge-
meinden Spenden für den Abstim-
mungskampf gesammelt. Gemäss 
Recherchen sind mittlerweile 
270 000 Franken zusammenge-
kommen. Dabei handelt es sich um 
Steuergelder. Allein aus dem Wal-
lis stammen 165 000 Franken. Zu 
den Gebern gehören auch Zermatt 
und Gemeinden der Region Crans-
Montana. «Die Abstimmung wird 
im Unterland gewonnen, nicht bei 
uns», sagt Vincent Riesen, Sekre-
tär der Walliser IG-Sektion. Des-
halb sei es «richtig, das Geld der 
betroffenen Gemeinden für die na-
tionale Kampagne zu verwenden». 

Weitere Orte, die Mittel für die 
Kampagne lockermachen, sind die 
Berner Gemeinde Saanen/Gstaad 
(50 000 Franken, wie das Bundes-
hausradio publik machte) sowie 
die Engadiner Ferienzentren 
St. Moritz (50 000 Franken) und 
Pontresina (5000 Franken). Ihren 
Sitz hat die IG an derselben Adres-
se wie die Lobby-Agentur Furrer 
Hugi – das sei «Zufall», sagt Anne 
Speiser.

Aldo Kropf, der Gemeindeprä-
sident von Saanen, rechtfertigt die 

Aktion: «Die IG hat uns für Unter-
stützung angefragt. Wir halten die 
eingesetzten 50 000 Franken für 
legitim. Es geht ja um übergeord-
nete politische Ziele, nämlich um 
den Erhalt von Arbeitsplätzen.»

Dass sich Gemeinden mit öf-
fentlichen Geldern derart an poli-
tischen Abstimmungskämpfen 
 beteiligen, liegt im rechtlichen 
Grenzbereich. Das Nein-Lager be-
ruft sich auf ein Bundesgerichts-
urteil, wonach eine Beteiligung 
 zulässig sei, wenn die Gemeinde 
 direkt betroffen sei. Von einer so 
aktiven Rolle oder gar einer Finan-
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«Von einer so aktiven 
Rolle oder gar  

einer  Finanzierung  
von politischen 

 Kundgebungen ist im 
Bundesgerichtsurteil 

nicht die Rede»

Zermatt: Für den Walliser CVP-Präsidenten Christophe Darbellay «geht es jetzt um die Wurst»  

5XQG������$XVO¦QGHU�SURILWLHUHQ�

hierzulande von der Pauschalsteu-

er. Zu den Auflagen gehört neben 

dem Wohnsitz in der Schweiz die 

Bedingung, hier kein formelles Ar-

beitseinkommen zu erwirtschaf-

ten. Welche kuriosen Auswirkun-

gen das bisweilen hat, zeigt ein Bei-

spiel aus der Welt des Sports: 

9RP�����ELV�����1RYHPEHU�ILQGHW�

im französischen Lille der Final des 

Davis Cup zwischen der Schweiz 

und Frankreich statt. Dieser Wett-

kampf kann gar nicht in der Schweiz 

stattfinden, weil alle fünf französi-

schen Tennisstars als Pauschal-

besteuerte in der Schweiz  leben. 

Jo-Wilfried Tsonga ist im waadt-

ländischen Gingins zu Hause. Ri-

chard Gasquet und Gilles Simon 

haben sich Neuenburg als Wohn-

sitz ausgewählt, Gaël Monfils das 

waadtländische Trélex und Julien 

Bennetau Genf. Würde einer der 

vier in der Schweiz einen Profi-

match spielen, gälte dies als Aus-

übung der beruflichen Tätigkeit, 

das Steuerprivileg würde obsolet.

Die Waadt ist der Kanton mit den 

meisten Pauschalbesteuerten, ge-

folgt von Genf, Wallis, Tessin und 

Graubünden. In den fünf Kantonen 

OHEHQ�HWZD����3UR]HQW�GHU�6XSHU-

reichen, die von dem Privileg pro-

fitieren. Sie müssen lediglich eine 

pauschal vereinbarte Steuer auf 

den Mietwert ihrer Wohnung ver-

steuern. Die Obergrenze des be-

rechneten fiktiven Einkommens be-

trägt 400 000 Franken, auch wenn 

das reale Einkommen de facto meh-

rere Millionen Franken beträgt. Der 

ehemalige SP-Nationalrat Rudolf 

Strahm kommentierte einst dazu: 

«Die kantonale Steuerpraxis grenzt 

mitunter an Korruption.» (rr)

Mit diesen fünf französischen Tennisstars kann der Davis Cup gar nicht in der Schweiz stattfinden 

Gilles Simon, 

Gaël Monfils, 

Richard 

Gasquet, 

Julien 

Bennetau, 

Jo-Wilfried 

Tsonga (v. l.)
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zierung von politischen Kund-
gebungen ist dort allerdings nicht 
die Rede. Wer also in Saanen oder 
Pontresina wohnt, finanziert 
mit seinen Steuern ungefragt die 
Gegenkam pagne mit. 

Im Nein-Lager sind sich man-
che der Problematik bewusst. Mar-
tin Bäumle, der am 14. November 
an der Kundgebung einen Auftritt 
haben soll, weist zwar auf den Bun-
desgerichtsentscheid hin, sagt aber 
auch: «Ich persönlich finde es 
 heikel und bleibe skeptisch.» Es sei 
daher «umso wichtiger, dass die 
Beträge verhältnismässig sind. 

Und davon gehe ich im konkreten 
Fall aus.» Dass die Bergregionen 
mitmachen, ist für Bäumle aber 
 begrüssenswert; «schliesslich sind 
diese Regionen stärker auf die 
 Pauschalsteuer angewiesen als 
die Städte. Der Kanton Zürich 
konnte sich leisten, die Pauschal-
steuer abzuschaffen. Wir sollten 
aber nicht anderen Kantonen ihr 
 Verhalten vorschreiben.» 

Zum Einsatz von Steuergeldern 
sagt Christophe Darbellay: «Wir 
leben in einem Rechtsstaat. Ich 
gehe davon aus, dass die Gemein-
den auf einer rechtlichen Grund-

lage gehandelt haben.» Sein En-
gagement begründet der Walliser 
mit der Wirtschaft: «Es geht jetzt 
um die Wurst. Für die Berg-
regionen stehen Wohlstand und 
Arbeitsplätze auf dem Spiel. Die 
Randre gionen sind auf die Soli-
darität der wirtschaftsstarken Zen-
tren angewiesen.»

Anders sieht es freilich das lin-
ke Initiativkomitee um den Zür-
cher AL-Politiker Niklaus Scherr, 
das mit seinen «Bonze-Bsüechli» 
bei prominenten Pauschalbesteu-
erten wie Michail Chodorkowski 
in Rapperswil-Jona SG oder Se-

bastian Vettel in Ellighausen TG 
medienwirksam an den Gerechtig-
keitssinn der Bürger appelliert. 

Es geht um ein moralisches Di-
lemma: Darf man den Rechts-
grundsatz über Bord werfen, dass 
alle Menschen vor dem Gesetz 
gleich sind, und dafür die All-
gemeinheit mit einigen Millionen 
von reichen Ausländern be-
glücken? Für die Initianten und für 
einen Teil der Bevölkerung sind 
die Steuerdeals schlicht eine Un-
gerechtigkeit, für die anderen sind 
sie die wirtschaftliche Lebens-
grundlage der Bergregionen. Dort 

zittert man vor einer Annahme 
der Vorlage. Es wird befürchtet, 
nach dem Ja zur Zweitwohnungs-
initiative erneut von den urba- 
nen Landesteilen überstimmt zu 
 werden – nach der jüngsten 
 SRG-Umfrage begrüssen 48 Pro-
zent die Ab schaffung des Privilegs.

Der St. Moritzer Immobilien-
unternehmer Markus Testa leitet 
die Bündner IG-Sektion und be-
kämpft das Ansinnen der alter-
nativen Linken vehement. «Uns 
machen schon die Zweitwohnungs-
initiative und das neue Raum-
planungsgesetz zu schaffen», sagt 

er. «Das Auftragsvolumen im Bau-
gewerbe ist nach einem Stroh feuer 
2013 bereits etwa um die Hälfte 
zurückgegangen.» Er spielt den 
Ball an die Unterländer zurück: 
«Wenn ich die Besiedelung um den 
Zürichsee betrachte, muss ich fest-
stellen: Hier hat man nie die Ent-
wicklung gebremst. Wir im Enga-
din haben das bereits, und zwar 
mit der Kontingentierung der Neu-
bauten.» Wenn nach der Initiative 
von Franz Weber jetzt auch noch 
diese Vorlage angenommen wird, 
«ist das für uns in den Rand-
regionen eine Katastrophe».

Zürich Gross war die Verwirrung, 
wohin die 20 000 Franken Steuer-
gelder flossen, die Zermatt im Ab-
stimmungskampf um die Pauschal-
besteuerung spendete. War der 
Walliser Gewerbeverband der 
Empfänger oder die Walliser In-
dustrie- und Handelskammer? Er 
wisse das nicht, sagte der Zermat-
ter Gemeindepräsident Christoph 
Bürgin vergangene Woche im 
Oberwalliser Radio Rottu. 

Am Schluss kam aus, dass die 
Gelder über die Interessengemein-
schaft für Arbeitsplätze im Berg-
gebiet beim Schweizerischen Ge-
werbeverband gelandet waren – 

mit dem Ziel, die Abschaffung  
der Pauschalbesteuerung zu ver-
hindern.

Crans-Montana hatte zu die-
sem Zweck gar 100 000 Franken 
gespendet. Die Walliser Sektion 
der Interessengemeinschaft für Ar-
beitsplätze im Berggebiet bestätig-
te zwar schliesslich, dass sie als 
Geldsammlerin aktiv sei, wollte 
aber nicht offenlegen, ob noch wei-
tere Gemeinden Gelder gespendet 
hatten.

Der verdeckte Einsatz von 
Steuer geldern in einem Abstim-
mungskampf ist laut einem be-
kannten Staatsrechtler illegal. 

«Wenn Gemeinden wie St. Moritz, 
Gstaad und Zermatt im Abstim-
mungskampf Zehntausende von 
Franken einem privaten Komitee 
zur Verfügung stellen, ohne dort 
Einsitz zu nehmen und ohne mit-
zuentscheiden, wohin die Steuer-
gelder fliessen , dann ist das klar 
verfassungswidrig», sagt Andreas 
Auer, emeritierter Professor für 
Staatsrecht an den Universitäten 
Zürich und Genf.

Gemeinden dürften sich auch 
in einer Abstimmung auf Bundes-
ebene durchaus engagieren, wenn 
ihre Interessen von deren Ausgang 
«vital betroffen» seien, sagt Auer, 

aber sie müssten dabei «Transpa-
renz» walten lassen. Die Gelder 
müssten korrekt von den zustän-
digen Gemeindegremien gespro-
chen und das Engagement «mit 
Mass» betrieben werden, etwa  
mit Abstimmungsempfehlungen, 
Flugblättern oder mit Informa-
tionsveranstaltungen.

Die betroffenen Gemeinden 
hätten «selbstständig im Abstim-
mungskampf aktiv» werden sollen 
und diesen selber führen müssen, 
sagt Auer. Eine Gemeinde dürfe 
aber «nicht Steuergelder einem pri-
vaten Komitee überweisen, in wel-
chem sie keinen Einsitz hat». Das 

verletze den Grundsatz der Ab-
stimmungsfreiheit.

Stimmbürger könnten gegen 
die betreffenden Gemeinden eine 
Klage einreichen. Aber selbst wenn 
ein Gericht feststellen sollte, dass 
eine Gemeinde nicht korrekt vor-
gegangen war, würde dies am Aus-
gang der Abstimmung nichts än-
dern. «Eine Wiederholung der Ab-
stimmung ist auch im krassesten 
Fall ausgeschlossen», sagt Staats-
rechtler Auer. Und ob das Gericht 
gegen eine fehlbare Gemeinde eine 
Strafe aussprechen würde, sei 
schwer abzuschätzen.
 Andreas Flütsch

Steuergelder für diesen Abstimmungskampf sind «verfassungswidrig»
Staatsrechtler Andreas Auer kritisiert die Grossspenden von Gemeinden wie St. Moritz oder Zermatt an privates Komitee

Auer: Die Gemeinden müssen 

«Transparenz» walten lassen

3Pauschalsteuer
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Berggemeinden setzen 
 öffentliche Gelder zum Erhalt 

der Pauschalsteuer ein
Über eine Viertelmillion Franken wird zweckentfremdet.  

Auch eine Kundgebung in Bern ist geplant




